
BEKANNTMACHUNGEN

Anhörungsverfahren im Planfeststellungs- 
verfahren für das Vorhaben „Neubau 

Autoreisezuganlage Hamburg-Eidelstedt“, 
Bahn-km 6,940 bis 8,070 der Strecke 1232

Planänderung

Auslegung der geänderten Planunterlagen 
sowie Unterrichtung nach §§ 22, 19 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die DB Netz AG und die DB Station & Service AG 
(Vorhabensträgerinnen) haben für das vorstehende Vorha­
ben bei dem als Planfeststellungsbehörde zuständigen Ei­
senbahnbundesamt (EBA), Außenstelle Hamburg/Schwe­
rin, Standort Schwerin, Pestalozzistraße 1, 19053 Schwerin, 
die Planfeststellung gemäß § 18 des Allgemeinen Eisen­
bahngesetzes (AEG) beantragt. Für die Durchführung des 
Anhörungsverfahrens im Planfeststellungsverfahren für 
dieses Vorhaben nach § 18a AEG, § 73 des Verwaltungsver­

fahrensgesetzes (VwVfG) ist die Behörde für Wirtschaft und 
Innovation zuständig (§ 10 Absatz 3 des Gesetzes über die 
Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes in Verbindung 
mit Abschnitt I der Anordnung über Zuständigkeiten auf 
dem Gebiet des Eisenbahnwesens des Senats der Freien und 
Hansestadt Hamburg). Das Planfeststellungsverfahren läuft 
gegenwärtig. Die Planunterlagen samt den Unterlagen über 
die Umweltauswirkungen wurden vom 1. September 2020 
bis zum 30. September 2020 gemäß § 3 Absatz 1 des Pla­
nungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) im Internet veröf­
fentlicht und haben im gleichen Zeitraum als zusätzliches 
Informationsangebot gemäß § 3 Absatz 2 PlanSiG ausgele­
gen. Nunmehr reichten die Vorhabensträgerinnen am 5. 
Mai 2021 beim EBA einen Änderungsantrag ein. Das EBA 
hat die Anhörungsbehörde mit Schreiben vom 19. Mai 2021 
um Durchführung des Anhörungsverfahrens gebeten.

Gegenstand der Planfeststellung ist die Errichtung einer 
Verladeanlage für Autoreisezüge einschließlich eines Bahn­
steigs und eines Servicegebäudes für die Abfertigung von 
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lich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen 
werden (Veränderungssperre, § 19 Absatz 1 Satz 1 AEG). 
Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise vorher 
begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die 
Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
davon nicht berührt. Unzulässige Veränderungen bleiben 
bei der Anordnung von Vorkehrungen und Anlagen (§ 74 
Absatz 2 VwVfG) und im Entschädigungsverfahren unbe­
rücksichtigt (§ 19 Absatz 1 Sätze 2, 3 AEG). Dies gilt vorlie­
gend für die durch die Änderungen zusätzlich in Anspruch 
zu nehmenden Flächen; hinsichtlich der bereits ausgeleg­
ten Pläne ist die Veränderungssperre bereits in Kraft und 
bleibt bestehen.

Die Zugänglichmachung des Inhalts der in der vorlie­
genden Bekanntmachung enthaltenen Bekanntmachung 
nach §§ 19 Absatz 1, 22 UVPG und der nach 19 Absatz 2 
UVPG auszulegenden Unterlagen (siehe oben) erfolgen im 
UVP-Portal unter der Adresse

https://www.uvp-portal.de/.

Hinsichtlich der Gewährleistung der Anforderungen 
der Datenschutz-Grundverordnung wird auf die Geltung 
der Datenschutzerklärung der Planfeststellungsbehörde der 
Behörde für Wirtschaft und Innovation verwiesen, einzuse­
hen unter der Adresse

https://www.hamburg.de/bwi/dse.

Hamburg, den 1. Juni 2021

Die Behörde für Wirtschaft und Innovation 
– Anhörungsbehörde – Amtl. Anz. S. 901

Allgemeine Vorprüfung 
des Einzelfalles nach § 9 UVPG

Die Firma Abfall-Verwertungs-Gesellschaft mbH, Bor­
sigstraße 2, 22113 Hamburg, hat mit dem Antrag vom  
18. Januar 2021 (vollständig eingegangen in der BUKEA am 
10. März 2021) eine Genehmigung nach §§ 16 Absatz 2 in 
Verbindung mit 8a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) für die Erhöhung der Lagerkapazität der Che­
misch-Physikalischen-Anlage (CPA) für gefährliche Flüssig­
abfälle (Ziffer 8.8.1.1 [G, E] des Anhangs 1 der 4. BImSchV) 
auf dem Betriebsgrundstück Borsigstraße 2 beantragt.

Gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der An­
gaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich­
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 7 
UVPG hat nach überschlägiger Prüfung unter Berücksich­
tigung der einschlägigen Kriterien nach Anlage 3 UVPG 
ergeben, dass durch das beantragte Vorhaben keine erhebli­
chen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die in § 2 
Absatz 1 UVPG genannten Schutzgüter hervorgerufen wer­
den können, so dass die Durchführung einer Umweltver­
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/hh dar­
gelegt.

Hamburg, den 21. Mai 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft 

– Amt Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 904

Richtlinien 
der Freien und Hansestadt Hamburg 

über die Gewährung von Zuwendungen 
aus investiven Agrarförderprogrammen 

nach dem „Agrarförderprogramm 2015 bis 
2020“ der Freien und Hansestadt Hamburg

Förderziele
Im Rahmen des „Agrarförderprogramms 2015 bis 2020“ 

gewährt die Freie und Hansestadt Hamburg unter finanzi­
eller Beteiligung des Bundes nach Maßgabe dieser Richtli­
nien und der Verwaltungsvorschriften zu § 46 der Landes­
haushaltsordnung (LHO) Zuwendungen an landwirtschaft­
liche Unternehmen auf der Basis der Förderungsgrund­
sätze, wie sie vom Planungsausschuss für Agrarstruktur und 
Küstenschutz in Ausführung des GAK-Gesetzes1) beschlos­
sen wurden, sowie der hamburgischen Durchführungsrege­
lungen.

I.
Einzelbetriebliche Förderung

Teil A: 
Agrarinvestitionsförderungsprogramm

1.	 Zuwendungszweck
Zur Unterstützung einer wettbewerbsfähigen, nachhal­
tigen, besonders umwelt- und klimaschonenden, 
besonders tiergerechten und multifunktionalen Land­
wirtschaft können investive Maßnahmen in landwirt­
schaftlichen Unternehmen gefördert werden zur
–	 Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin­

gungen;
–	 Rationalisierung und Senkung der Produktionskos­

ten;
–	 Erhöhung der betrieblichen Wertschöpfung
unter besonderer Berücksichtigung einer Verbesserung 
des Verbraucher-, Tier-, Umwelt- und Klimaschutzes, 
sowie zur Vorbeugung von Schäden durch Naturkatas­
trophen gleichzusetzende widrige Witterungsverhält­
nisse.

2.	 Gegenstand der Förderung/Förderausschluss
2.1	 Förderungsfähig sind Investitionen in langlebige Wirt­

schaftsgüter, die
a)	 die Voraussetzungen des Artikels 17 Absatz 1 Buch­

stabe a der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 (ELER) 
erfüllen oder

b)	 die Voraussetzungen des Artikels 18 Absatz 1 Buch­
stabe a der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 (ELER) 
erfüllen

sowie
c)	 der Erzeugung, Verarbeitung oder Direktvermark­

tung von Anhang I-Erzeugnissen dienen und
d)	 durch Schaffung der baulichen und technischen 

Voraussetzungen einem oder mehreren der unter 
Nummer 1 genannten Zuwendungszwecke dienen.

1)	 Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 11. Oktober 2016, in der jeweils gelten­
den Fassung
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Darüber hinaus sind besondere Anforderungen
e)	 in mindestens einem der Bereiche Verbraucher-, 

Umwelt- oder Klimaschutz
und zusätzlich
f)	 im Falle von Stallbauinvestitionen im Bereich Tier­

schutz entsprechend den Vorgaben der Anlage 1
zu erfüllen.
Maßnahmen zur Vorbeugung von Schäden durch 
Naturkatastrophen gleichzusetzende widrige Witte­
rungsverhältnisse sind von den besonderen Anforde­
rungen ausgenommen.
Die besonderen Anforderungen
–	 des Verbraucherschutzes werden erfüllt, wenn die 

Herstellung der Produkte nach den Anforderungen 
eines entsprechend Artikel 16 der ELER-Verord­
nung anerkannten Lebensmittelqualitäts-Pro­
gramms oder im Rahmen der Stärkung regionaler 
Wertschöpfungs-Ketten erfolgt,

–	 des Umwelt- und Klimaschutzes werden durch eine 
Verbesserung der Effizienz des Ressourceneinsatzes 
(z. B. von Wasser und/oder Energie) oder durch eine 
Verringerung der Stoffausträge oder der Emissio­
nen erfüllt und sind in geeigneter Art und Weise 
nachzuweisen.

Förderfähig sind die nachfolgend aufgeführten Ausga­
ben, soweit sie für die zu fördernden Vorhaben notwen­
dig sind:
–	 Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbe­

weglichem Vermögen;
–	 Investitionen in Bewässerungsanlagen, wenn eine 

Wassereinsparung von mindestens 15 % erreicht 
wird.

	 Bei der Erstanschaffung kann nur wassersparende 
Technik gefördert werden.2) Die zuständige Landes­
behörde prüft, ob für das Gebiet, in dem die Investi­
tion getätigt werden soll, eine weitere Genehmigung 
zur Wasserentnahme erteilt werden kann.

–	 Investitionen in Frostschutzberegnungsanlagen 
sind ausschließlich für Sonderkulturen förderfähig;

–	 Kauf von neuen Maschinen und Anlagen der Innen­
wirtschaft, einschließlich der für den Produktions­
prozess notwendigen Computersoftware, bis zum 
marktüblichen Wert des Wirtschaftsgutes;

–	 allgemeine Aufwendungen, etwa für Architektur- 
und Ingenieurleistungen, Baugenehmigungen so­
wie für Beratung, Betreuung von baulichen Investi­
tionen, Durchführbarkeitsstudien, den Erwerb von 
Patentrechten und Lizenzen.

Die Gebühren für die Betreuung von Investitionsvor­
haben sind bei einem förderungsfähigen baulichen 
Investitionsvolumen von mehr als 100 000,– Euro för­
derungsfähig.
Erschließungskosten sind nur förderfähig, soweit die 
Erschließung einer Verlegung des Betriebes oder 
wesentlicher Betriebsteile in den Außenbereich dient.

2.2	 Förderausschluss
Von der Förderung sind ausgeschlossen:
a)	 Landankauf,
b)	 der Erwerb von Produktionsrechten und Gesell­

schaftsanteilen, Tieren, Pflanzrechten oder Pflan­
zen, es sei denn, sie dienen der Anlage von Dauer­
kulturen, sowie Ersatzinvestitionen,

c)	 Maschinen und Geräte für die Außenwirtschaft,

d)	 laufende Betriebsausgaben, Ablösung von Verbind­
lichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungs­
kosten und Gebühren für eine Beratung in Rechts­
sachen,

e)	 Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen,

f)	 Investitionen in Wohnungen und Verwaltungsge­
bäuden,

g)	 Maschinen- und Erntelagerhallen mit Ausnahme 
klimatisierter Lagerräume für Obst, Gemüse und 
sonstige Sonderkulturen, die besondere Anforde­
rungen an den Ressourcenschutz erfüllen (vgl. 
Anlage 3), sowie mit Ausnahme von Lagerräumen 
für Grobfutter im Zusammenhang mit der eigenbe­
trieblichen Umsetzung besonders tiergerechter oder 
standortgerechter Produktionsverfahren,

h)	 Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusam­
menhängende bauliche Anlagen und technische 
Einrichtungen, die durch das Erneuerbare-Energi­
engesetz oder das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 
begünstigt werden können,

i)	 Investitionen in die Herstellung von Erzeugnissen 
zur Imitation oder Substitution von Milch oder 
Milcherzeugnissen.

3.	 Zuwendungsempfangende

Gefördert werden Kleinst-, kleine oder mittlere Unter­
nehmen im Sinne des Anhangs 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 702/20143) (Agrarfreistellungsverordnung), unbe­
schadet der gewählten Rechtsform, wenn entweder

–	 deren Geschäftstätigkeit zu wesentlichen Teilen 
(mehr als 25 % Umsatzerlöse) darin besteht, durch 
Bodenbewirtschaftung oder durch mit Bodenbe­
wirtschaftung verbundene Tierhaltung pflanzliche 
oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen und

–	 die in § 1 Absatz 2 des Gesetzes über die Alterssiche­
rung der Landwirte (ALG) genannte Mindestgröße 
erreicht oder überschritten wird

oder

–	 das Unternehmen einen landwirtschaftlichen Be­
trieb bewirtschaftet und unmittelbar kirchliche, 
gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgt.

Als Tierhaltung im Sinne des 1. Tirets gelten auch die 
Imkerei sowie die Wanderschäferei.

Nicht gefördert werden Unternehmen,

–	 bei denen die Kapitalbeteiligung der öffentlichen 
Hand mehr als 25 % des Eigenkapitals des Unter­
nehmens beträgt.

4. 	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 	 Allgemeine Anforderungen

Der Zuwendungsempfangende hat:

–	 berufliche Fähigkeiten für eine ordnungsgemäße 
Führung des Betriebes nachzuweisen. Bei juristi­
schen Personen und Personengesellschaften muss 

2)	 Es sind die Vorgaben des Artikels 46 der ELER-Verord­
nung zu beachten

3)	 Anhang 1 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 (Agrar­
freistellungsverordnung) der Kommission vom 25. Juni 
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in 
ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwen­
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union.
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mindestens ein Mitglied der Unternehmensleitung 
diese Voraussetzung erfüllen,

–	 grundsätzlich eine Vorwegbuchführung für min­
destens drei Jahre vorzulegen. Aus der Vorweg­
buchführung soll sich der Erfolg der bisherigen 
Bewirtschaftung des Unternehmens nachweisen las­
sen.

–	 ab einem förderfähigen Investitionsvolumen von 
100 000,– Euro eine Buchführung für mindestens 
fünf Jahre vom Zeitpunkt der Bewilligung an fort­
zuführen und

–	 einen Nachweis in Form eines Investitionskonzep­
tes über die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens 
und der durchzuführenden Maßnahmen zu erbrin­
gen. Im Falle von Investitionen mit einem förderfä­
higen Investitionsvolumen von nicht mehr als 
100 000,– Euro kann ein vereinfachtes Investitions­
konzept verwendet werden. Das Investitionskon­
zept soll eine Abschätzung über die Verbesserung 
der Wirtschaftlichkeit des Unternehmens auf 
Grund der durchzuführenden Maßnahme zulassen.

–	 im Falle von Kooperationen den Kooperationsver­
trag und bei Kooperationen gemäß Artikel 35 
ELER-VO bzw. Operationelle Gruppen (OG) 
zusätzlich den Geschäfts- bzw. Aktionsplan sowie 
sonstige Unterlagen, die die Konzeption und die 
Ziele der Kooperation aufzeigen, vorzulegen.

Die Summe der positiven Einkünfte (Prosperitäts­
grenze) des Zuwendungsempfangenden und seines 
Ehegatten darf zum Zeitpunkt der Antragstellung im 
Durchschnitt der letzten drei vorliegenden Steuerbe­
scheide 150 000,– Euro je Jahr bei Ledigen und 
180 000,– Euro je Jahr bei Ehegatten nicht überschrit­
ten haben. In begründeten Einzelfällen genügt es, zur 
Feststellung der Summe der positiven Einkünfte nur 
den letzten vorliegenden Steuerbescheid heranzuzie­
hen.

Bei juristischen Personen und Personengesellschaften 
einschließlich der GmbH & Co. KG gelten diese Vor­
aussetzungen für alle Gesellschafter, Mitglieder der 
Genossenschaft und Aktionäre (jeweils einschließlich 
ihrer Ehegatten), sofern diese hauptberuflich im Unter­
nehmen tätig sind oder über einen Kapitalanteil von 
mehr als 5 % verfügen. Falls die Summe der positiven 
Einkünfte eines der oben genannten Kapitaleigner 
150 000,– Euro je Jahr bei Ledigen und 180 000,– Euro 
je Jahr bei Ehegatten überschreitet, wird das förde­
rungsfähige Investitionsvolumen des Zuwendungs­
empfangenden um den Anteil vom Hundert gekürzt, 
der dem Kapitalanteil dieses Gesellschafters, Genos­
senschaftsmitglieds oder Aktionärs entspricht.

4.2 	 Existenzgründung

Bei Unternehmen, die während eines Zeitraumes von 
höchstens zwei Jahren vor Antragstellung gegründet 
wurden und die auf eine erstmalige selbständige Exis­
tenzgründung zurückgehen, gelten die Voraussetzun­
gen der Nummer 4.1 mit der Maßgabe, dass

–	 ein angemessener Eigenkapitalanteil am Unterneh­
men und am zu fördernden Vorhaben sowie

–	 die Wirtschaftlichkeit der durchzuführenden Maß­
nahmen durch eine differenzierte Planungsrech­
nung nachzuweisen sind.

Diese Bestimmungen gelten nicht für Unternehmen, 
die infolge einer Betriebsteilung oder im Rahmen der 
Hofnachfolge neu gegründet werden.

4.3	 Junglandwirte

Junglandwirte (zum Zeitpunkt der Antragstellung 
höchstens 40 Jahre alt), die nach Nummer 5.2 c) geför­
dert werden, müssen zusätzlich zur Erfüllung der 
Nummer 4.1 sowie gegebenenfalls 4.2 nachweisen, dass 
die geförderte Investition während eines Zeitraumes 
von fünf Jahren nach der erstmaligen Niederlassung als 
Allein- oder Mitunternehmer in einem landwirtschaft­
lichen Betrieb getätigt wird.

5.	 Art und Höhe der Zuwendungen

5.1	 Zuwendungsart

Die Zuwendungen werden als Zuschüsse gewährt.

Das Mindestinvestitionsvolumen beträgt 20 000,– Euro.

Die Förderung wird begrenzt auf ein förderungsfähiges 
Investitionsvolumen von 5,0 Mio. Euro. Diese Ober­
grenze kann unter Berücksichtigung eines Übergangs­
zeitraums in der Agrarförderung (GAP) in den Jahren 
von 2014 bis 2022 höchstens einmal pro Zuwendungs­
empfänger ausgeschöpft werden.

Der Gesamtwert der nach Nummer 5.2 gewährten Bei­
hilfen darf, ausgedrückt als Prozentsatz der Bemes­
sungsgrundlage, den Wert von 40 % nicht übersteigen. 
Dies gilt nicht für die Nummern 5.2 c und 5.3.

5.2 	 Höhe der Zuwendungen

a)	 Für Investitionen nach Ziffer 2.1 sowie für Erschlie­
ßungsmaßnahmen kann ein Zuschuss bis zu 20 % 
der förderfähigen Kosten gewährt werden.

b)	 Für Investitionen nach Ziffer 2.1 e), die die bauli­
chen Anforderungen an eine besonders tiergerechte 
Haltung gemäß Anlage 1 Teil B erfüllen, kann ein 
Zuschuss bis zu 40 % der förderfähigen Kosten 
gewährt werden.

c)	 Bei Junglandwirten nach Nummer 4.3 kann zusätz­
lich ein Zuschuss von bis zu 10 % der förderfähigen 
Kosten, maximal 20 000,– Euro, gewährt werden.

d)	 Betreuergebühren werden als förderfähig anerkannt 
bis zu einer Höhe von

–	 2,5 % des förderfähigen Investitionsvolumens bis zu 
500 000,– Euro,

–	 bis zu 1,5 % des 500 000,– Euro überschreitenden 
Anteils des förderfähigen Investitionsvolumens.

Der Sockelbetrag der förderfähigen Betreuergebühren 
beträgt 6000,– Euro, der Höchstbetrag 17 500,– Euro.

Der Fördersatz beträgt maximal 60 % der förderfähigen 
Betreuergebühren.

Eine weitere Förderung der Betreuung mit Zuschüssen 
nach den Nummern 5.2 a und b ist ausgeschlossen.

5.3	 Investitionen nach Nummer 1.2, die im Rahmen einer 
Kooperation durchgeführt werden, können einen Auf­
schlag von bis zu 10 %-Punkten auf die unter Nummer 
5.2 genannten Zuschusssätze erhalten.

5.4	 Investitionen nach Nummer 2.1, die im Rahmen des 
EIP durchgeführt werden, können einen Aufschlag von 
bis zu 20 %-Punkten auf die unter Nummer 5.2 genann­
ten Zuschusssätze erhalten.

5.5	 Investitionen nach Nummer 2.1, die im Falle von 
Modernisierungsmaßnahmen für eine besonders tier­
gerechte Haltung, wie im Rahmen der Umstellung der 
Haltung von Jung- oder Zuchtsauen (Deckzentrum 
oder Abferkelbereich) oder der Umstellung von Anbin­
dehaltung auf Laufstallhaltung bei Milchkühen, Auf­
zuchtrindern, Mastrindern oder Mutterkühen durch­
geführt werden, können einen Aufschlag von 
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10 %-Punkten auf die unter Nummer 5.2 a) genannte 
Zuschusshöhe erhalten. Diese Teilmaßnahme ist 
befristet bis zum 31. Dezember 2025.

5.6	 Investitionen nach Nummer 2.1, die nach ihrer Durch­
führung zu einer deutlichen Minderung von Emissio­
nen bei der Lagerung von flüssigen Wirtschaftsdün­
gern außerhalb von Stallbauten beitragen, können 
einen Aufschlag von bis zu 20 %-Punkten auf die unter 
Nummer 5.2 a) genannte Zuschusshöhe erhalten. Für 
eine deutliche Minderung von Emissionen bei der 
Lagerung von flüssigen Wirtschaftsdüngern müssen 
die Lagerstätten über eine feste Abdeckung und zudem 
über eine Mindestlagerkapazität verfügen, die zwei 
Monate über die betriebsindividuellen ordnungsrecht­
lichen Vorgaben hinausgeht. Diese Teilmaßnahme ist 
bis zum 31. Dezember 2024 ausgesetzt, sofern die Maß­
nahme nicht in Verbindung mit einer nach Nummer 2.1 
geförderten Stallbaumodernisierungs- oder Stallneu­
baumaßnahme steht.

6.	 Sonstige Bestimmungen
6.1	 Inanspruchnahme der Betreuung und Beratung

Der Zuwendungsempfangende ist bei einem förderfä­
higen baulichen Investitionsvolumen von mehr als 
100 000,– Euro zur Inanspruchnahme einer Betreuung 
durch ein zugelassenes Betreuungsunternehmen ver­
pflichtet. Einzelheiten zu den Aufgaben des Betreuers 
ergeben sich aus der Anlage 4 dieser Richtlinie und 
sind Grundlage der mit dem zugelassenen Betreuer zu 
schließenden Verträge. Bei einem unterhalb dieser 
Schwelle liegenden Volumen, sowie bei der Beschaf­
fung von Maschinen und Geräten ist der Zuwendungs­
empfangende zur Inanspruchnahme einer Beratung 
durch ein zugelassenes Betreuungsunternehmen ver­
pflichtet; diese erfolgt vor Antragstellung, bei späteren 
wesentlichen Änderungen sowie zur Erstellung des 
Verwendungsnachweises.

6.2	 Zweckbindungsfrist
Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass die geförder­
ten
–	 Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines 

Zeitraumes von 12 Jahren ab Fertigstellung,
–	 Maschinen, technischen Einrichtungen und Geräte 

innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab Lie­
ferung

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden.
Der Rückzahlungsanspruch vermindert sich für jedes 
volle Jahr ordnungsgemäßer Nutzung
–	 bei Bauten und baulichen Anlagen vom Zeitpunkt 

der Fertigstellung um 8 1/3 v.H.,
–	 bei Maschinen, Geräten und technischen Einrich­

tungen vom Zeitpunkt der Lieferung bzw. Fertig­
stellung an um 20 v.H..

6.3	 Evaluation
Für eine Evaluation der Förderung ist es erforderlich, 
dass Daten erhoben werden können. Daher kann dem 
Antragsteller die Vorlage von Buchführungsabschlüs­
sen nach Abschluss des Wirtschaftsjahres zur Auflage 
gemacht werden. Die Bewilligungsbehörde ist zu des­
sen Auswertung berechtigt.

6.4	 Kumulierbarkeit
Vorhaben, die aus Mitteln anderer öffentlicher Förde­
rungsprogramme gefördert werden, dürfen nicht 
gleichzeitig nach diesen Grundsätzen gefördert werden.

Eine Kumulation mit Mitteln der Landwirtschaftli­
chen Rentenbank, COSME (Programm für die Wettbe­
werbsfähigkeit von Unternehmen und für KMU) des 
Europäischen Investitionsfonds (EIF) oder der Förder­
banken der Länder ist möglich.
Neben einer investiven Förderung ist in demselben 
Bereich eine Förderung nach der Maßnahme „Nach­
haltige markt- und standortangepasste Landbewirt­
schaftung“ (MSL), Teilmaßnahme F „Förderung 
besonders tiergerechter Haltungsverfahren“, möglich.
Die Förderobergrenzen dürfen bei einer Kumulation 
nicht überschritten werden.

6.5 	 Beihilferechtliche Bestimmungen
Die Maßnahme ist für die Erzeugung, Verarbeitung 
und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
nach der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 von der Pflicht 
zur beihilferechtlichen Anmeldung nach Artikel 108 
Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union (AEUV) unter der Beihilfenummer 
SA. 62905 (2021/XA) befreit.
Zusätzlich sind für eine Förderung folgende beihilfe­
rechtlichen Bestimmungen zu beachten:
a)	 Für Investitionen in die Primärproduktion sind die 

Anforderungen des Artikels 14 der Verordnung 
(EU) Nr. 702/20144) und für die Verarbeitung und 
Vermarktung die Anforderungen des Artikels 17 
der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 einzuhalten.

b)	 Investitionen in Bewässerungsanlagen sind unter 
den Vorgaben von Artikel 14 Absatz 6 Buchstabe f) 
sowie Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 
möglich.

c)	 Investitionen zur Verhütung von Schäden durch 
Naturkatastrophen gleichzusetzende widrige Witte­
rungsverhältnisse (Frost, Stürme und Hagel, Eis, 
starke oder anhaltende Regenfälle oder Dürre), sind 
nur für Sonderkulturen förderfähig. Es gelten die 
Voraussetzungen gemäß Artikel 14 Absatz 6 Buch­
stabe h der Verordnung (EU) Nr. 702/2014.

d)	 Zudem sind die Vorgaben von Artikel 14 Absatz 9 
und Absatz 11 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 
einzuhalten.

e)	 Ausgedrückt als absolute Zahl dürfen Beihilfen, die 
als Staatliche Beihilfen gewährt werden, den Betrag 
von 500 000,– Euro pro Unternehmen und Investiti­
onsvorhaben nicht übersteigen.

Teil B:
Investitionen zur Diversifizierung

1.	 Verwendungszweck
Die gesamtwirtschaftlichen und sektoralen Rahmenbe­
dingungen für die Landwirtschaft bedingen deren ste­
tigen Strukturwandel. Nicht alle Inhaber landwirt­
schaftlicher Unternehmen werden auch in Zukunft ein 
ausreichendes Einkommen aus der landwirtschaftli­
chen Produktion erwirtschaften können. Die Schaf­
fung zusätzlicher Einkommensquellen aus selbständi­
ger Tätigkeit wird unterstützt und damit ein Beitrag 

4)	 Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom  
25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimm­
ter Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in 
ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwen­
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 193 vom 
1. Juli 2014, S. 1).
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zur Erhaltung der Wirtschaftskraft des ländlichen 
Raums geleistet.

2.	 Gegenstand der Förderung/Förderausschluss
2.1	 Gefördert werden Investitionen zur Schaffung zusätzli­

cher Einkommensquellen im ländlichen Raum Ham­
burgs, die grundsätzlich die Bedingungen des Artikels 
19 Absatz 1 Buchstabe b ELER-Verordnung5) sowie  
die Bedingungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/20136) 
(De-minimis-Beihilfen) erfüllen.
Förderfähig sind die nachfolgend aufgeführten Ausga­
ben, soweit sie für die zu fördernden Vorhaben notwen­
dig sind:
a)	 Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbe­

weglichem Vermögen;
b)	 Erstanschaffung von neuen Maschinen und Anla­

gen für die Innenwirtschaft im Rahmen der Schaf­
fung zusätzlicher Einkommensquellen, einschließ­
lich Computersoftware, bis zum marktüblichen 
Wert des Wirtschaftsgutes;

c)	 allgemeine Aufwendungen, etwa für Architektur- 
und Ingenieurleistungen sowie für Beratung, 
Betreuung von baulichen Investitionen, Baugeneh­
migungen, Durchführbarkeitsstudien, den Erwerb 
von Patentrechten und Lizenzen, bis zu einem 
Höchstsatz von insgesamt bis zu 12 % der genannten 
förderfähigen Ausgaben;

d)	 Investitionen im Bereich „Urlaub auf dem Bauern­
hof“ können nur bis zur Gesamtkapazität von 25 
Gästebetten gefördert werden.

Bei Anträgen auf Förderung von Brennereien werden 
die Bedingungen den Antragstellern gesondert mitge­
teilt.

2.2 	 Von der Förderung sind ausgeschlossen:
a)	 Investitionen, die ausschließlich die Erzeugnisse 

gemäß Anhang I des Vertrages über die Arbeits­
weise der Europäischen Kommission (AEUV) 
betreffen,

b)	 laufende Betriebsausgaben, Ablösung von Verbind­
lichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungs­
kosten und Gebühren für eine Beratung in Rechts­
sachen,

c)	 Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen,
d)	 Anlageinvestitionen für die Produktion von erneu­

erbaren Energien, die nach EEG förderfähig sind,
e)	 Investitionen in Stallhaltungsanlagen zur Pensi­

onstierhaltung, sofern nicht die Auflagen aus der 
Anlage 1 Teil A analog eingehalten werden.

3.	 Zuwendungsempfangende
3.1	 Gefördert werden Unternehmen,

–	 deren Geschäftstätigkeit zu wesentlichen Teilen 
(mehr als 25 % Umsatzerlöse) darin besteht, durch 
Bodenbewirtschaftung oder durch mit Bodenbe­
wirtschaftung verbundene Tierhaltung pflanzliche 
oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen, und

–	 die die in § 1 Absatz 2 ALG7) genannte Mindest­
größe erreichen oder überschreiten,

–	 die einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaf­
ten und unmittelbar kirchliche, gemeinnützige oder 
mildtätige Zwecke verfolgen,

oder
–	 Inhaber landwirtschaftlicher Einzelunternehmen, 

deren Ehegatten, mitarbeitende Familienangehö­
rige gemäß § 1 Absatz 8 ALG, soweit sie in räumli­

cher Nähe zum landwirtschaftlichen Betrieb erst­
malig eine selbständige Existenz gründen oder ent­
wickeln.

Als Tierhaltung gelten auch Imkerei, Aquakultur, Bin­
nenfischerei sowie Wanderschäferei.

3.2 	 Nicht gefördert werden

a)	 Unternehmen, bei denen die Kapitalbeteiligung der 
öffentlichen Hand mehr als 25 % des Eigenkapitals 
des Unternehmens beträgt,

b)	 Unternehmen, die sich im Sinne der „Leitlinien der 
Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung 
und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten“ in Schwierigkeiten befinden.

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen

Der Zuwendungsempfangende hat:

–	 berufliche Fähigkeiten für eine ordnungsgemäße 
Führung des Betriebes nachzuweisen. Bei juristi­
schen Personen und Personengesellschaften muss 
mindestens ein Mitglied der Unternehmensleitung 
diese Voraussetzung erfüllen,

–	 grundsätzlich eine Vorwegbuchführung für min­
destens drei Jahre vorzulegen,

–	 ab einem förderfähigen Investitionsvolumen von 
100 000,– Euro eine Buchführung für mindestens 
fünf Jahre vom Zeitpunkt der Bewilligung an fort­
zuführen und

–	 einen Nachweis in Form eines Investitionskonzep­
tes über die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens 
und der durchzuführenden Maßnahmen zu erbrin­
gen.

Aus der Vorwegbuchführung soll sich der Erfolg der 
bisherigen Bewirtschaftung des Unternehmens nach­
weisen lassen. Das Investitionskonzept soll eine 
Abschätzung über die Verbesserung der Wirtschaft­
lichkeit des Unternehmens auf Grund der durchzufüh­
renden Maßnahme zulassen.

Die Prosperitätsgrenze gemäß Abschnitt A. Nummer 
4.1 findet Anwendung.

5.	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen

5.1 	 Zuwendungsart

Die Zuwendungen werden als Zuschüsse und als 
De-minimis-Beihilfe gewährt.

5.2 	 Mindestinvestitionsvolumen

Das Mindestinvestitionsvolumen beträgt 10 000,– Euro.

5.3 	 Höhe des Zuschusses

Es kann ein Zuschuss von bis zu 25 % der Bemessungs­
grundlage gewährt werden.

Betreuergebühren werden als förderfähig anerkannt bis 
zu einer Höhe von

–	 2,5 Prozent des förderfähigen Investitionsvolumens 
bis zu 500 000,– Euro,

5)	 Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Rates vom 17. De­
zember 2013

6)	 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L352/1 vom 
24. Dezember 2013)

7)	 Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte
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–	 bis zu 1,5 Prozent des 500 000,– Euro überschreiten­
den Anteils des förderfähigen Investitionsvolu­
mens.

Der Höchstbetrag der förderfähigen Betreuergebühren 
beträgt 17 500,– Euro. Der Fördersatz beträgt maximal 
60 % der förderfähigen Betreuergebühren. Eine weitere 
Förderung der Betreuung ist ausgeschlossen.

6.	 Sonstige Bestimmungen

6.1	 Die Regelungen zur Inanspruchnahme der Betreuung 
und der Beratung gemäß Teil A. Nummer 6.1 finden 
Anwendung.

6.2	 Der Gesamtwert der einem Unternehmen gewährten 
De-minimis-Beihilfen darf 200 000,– Euro bezogen auf 
einen Zeitraum von drei Jahren nicht übersteigen.

6.3	 Die Zweckbindungsfristen gemäß Teil A. Nummer 6.2 
finden Anwendung.

6.4 	 Kumulierbarkeit

Vorhaben, die aus Mitteln anderer öffentlicher Förder­
programme gefördert werden, dürfen nicht gleichzeitig 
nach diesen Grundsätzen gefördert werden.

Eine Kumulation mit Mitteln der Landwirtschaftli­
chen Rentenbank, COSME (Programm für die Wettbe­
werbsfähigkeit von Unternehmen und für KMU) des 
Europäischen Investitionsfonds (EIF) oder der Förder­
banken der Länder ist möglich, sofern und soweit hier­
bei die beihilferechtlichen Förderhöchstgrenzen nicht 
überschritten werden.

II.

Verfahrens- und Schlussvorschriften

1.	 Allgemeines

1.1	 Es finden die Verwaltungsvorschriften zu § 46 LHO in 
der jeweils geltenden Fassung und als deren Bestand­
teil die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen­
dungen zur Projektförderung (ANBest-P) Anwendung, 
soweit nicht in den nachstehenden Bestimmungen 
Abweichendes geregelt ist.

1.2	 Das Prüfungsrecht des Landesrechnungshofes steht 
auch dem Bundesrechnungshof sowie den Prüforganen 
der Bewilligungsbehörde zu.

1.3	 Die Förderungen sind Subventionen im Sinne des 
Hamburgischen Subventionsgesetzes vom 30. Novem­
ber 1976 in Verbindung mit dem (Bundes-)Subven­
tionsgesetz vom 29. Juli 1976. Die Angaben zur An­
tragsberechtigung und zum Vorhaben sind subven­
tionserheblich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuchs, 
soweit es sich um Tatsachen handelt, von denen nach 
dem Zweck der Förderung und den der Förderung 
zugrundeliegenden Bestimmungen die Bewilligung, 
Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder 
das Belassen der Förderung abhängt.

1.4	 Zuwendungsanspruch

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde 
auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rah­
men der im Haushaltsplan der Freien und Hansestadt 
Hamburg bereitgestellten Haushaltsmittel. Reichen die 
verfügbaren Haushaltsmittel zur Berücksichtigung 
aller vorliegenden richtliniengemäßen Anträge nicht 
aus, werden sie primär nach fachlichen Gesichtspunk­
ten oder unter Anwendung eines Kürzungskoeffizien­
ten vergeben.

Förderungsmittel werden nur insoweit gewährt,
–	 als der angestrebte agrarstrukturelle bzw. betriebs­

wirtschaftliche Erfolg ohne Inanspruchnahme die­
ser Mittel nicht erzielt werden kann,

–	 andere öffentliche Finanzierungshilfen (ausgenom­
men solche aus Landesmitteln) nicht in Anspruch 
genommen werden können und

–	 die oder der Begünstigte eigene und ihres Ehegatten 
oder seiner Ehegattin Vermögenswerte sowie sons­
tige Eigenleistungen im Rahmen des Zumutbaren 
in das Verfahren einbringt.

Förderungsmittel werden nicht bewilligt, wenn der 
Begünstigte oder der Ehegatte erhebliche Vermögens­
werte besitzt, die nicht zum landwirtschaftlichen 
Betrieb gehören oder wenn erhebliche Erlöse aus der 
Veräußerung von bebauten oder unbebauten Grund­
stücken erzielt werden könnten. Voraussetzung ist, 
dass die Vermögenswerte oder die Erlöse für das Vorha­
ben eingesetzt werden könnten und die Verwertung 
zumutbar ist. Der Begünstigte und seine Ehegattin 
haben im Antrag entsprechende Erklärungen abzuge­
ben.

2.	 Behördliche Zuständigkeit und Antragsverfahren
2.1	 Für die Abwicklung der Förderungsmaßnahmen ist die 

Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirt­
schaft zuständig (Bewilligungsbehörde).

2.2	 Förderungsmittel werden auf schriftlichen Antrag 
gewährt, der auf vorgeschriebenem Vordruck, welche 
bei den Betreuungsunternehmen vorliegen, mit den 
jeweils erforderlichen Unterlagen bei der Bewilligungs­
behörde einzureichen ist. Einzelheiten können sich 
gegebenenfalls aus Merkblättern ergeben. Die Bewilli­
gungsbehörde kann die Vorlage weiterer Unterlagen 
fordern und zusätzliche Auskünfte einholen.

2.3	 Sofern der Antragsteller gemäß Abschnitten A und B 
Nummer 6.1 einen zugelassenen Betreuer eingeschaltet 
hat, ist dem Antrag eine Ausfertigung des Betreuungs­
vertrages beizufügen. Zuständig für die Anerkennung 
von Betreuern ist die Bewilligungsbehörde. Derzeit 
sind zugelassen:
–	 Landwirtschaftskammer Hamburg,
–	 Niedersächsische Landgesellschaft mbH,
–	 Norddeutsche Bauernsiedlung GmbH.

2.4	 Mit den geplanten Investitionen darf grundsätzlich erst 
begonnen werden, nachdem die Entscheidung der 
Bewilligungsbehörde über die Bewilligung von Finan­
zierungshilfen bzw. die Genehmigung zur Ergänzung 
oder Änderung des Investitionskonzepts des Antrag­
stellers vorliegt. Als Investitionsbeginn sind solche 
Maßnahmen anzusehen, die die Investition, für die 
Finanzierungshilfen beantragt werden, bereits im 
Grundsatz festlegen (Abschluss von Lieferungs- und 
Leistungsverträgen).
Ausnahmegenehmigungen für einen vorzeitigen Inves­
titionsbeginn sind schriftlich bei der Bewilligungsbe­
hörde zu beantragen. Mit den Investitionen darf nicht 
vor Erteilung der Ausnahmegenehmigung begonnen 
werden. Ein Anspruch auf Bewilligung von Finanzie­
rungshilfen kann aus einer Ausnahmegenehmigung 
nicht hergeleitet werden.

3. 	 Vergabe von Aufträgen
Abweichend von Ziffer 3.1 der ANBest-P sind Aufträge 
– auch bei einem vorzeitigen Maßnahmenbeginn – nur 
an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige 
Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten und 
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zu wirtschaftlichen Bedingungen zu vergeben (dies ist 
durch das Betreuungsunternehmen zu bestätigen); 
dazu sind mindestens drei Angebote einzuholen. 
Soweit dies im Einzelfall nicht möglich ist, hat der Auf­
traggeber vor der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
die Gründe zu dokumentieren (vgl. Anlage 2).
Die weitergehenden Regelungen zur Anwendung von 
Vergabevorschriften nach Nummer 3.1 der ANBest-P, 
insbesondere hinsichtlich der Verpflichtung zur 
Durchführung EU-weiter Ausschreibungen, bleiben 
unberührt.
Die Einhaltung der Vergabeauflagen ist vom Zuwen­
dungsempfänger zu dokumentieren.

4.	 Bewilligung
Die Förderungsmittel werden als Anteilfinanzierung 
bewilligt.
Die Bewilligung wird im Voraus ausgesprochen. Die 
Bewilligungsbehörde kann die in den Bewilligungsbe­
scheiden für die einzelnen Haushaltsjahre vorgesehe­
nen Mittel austauschen, soweit die ihr insgesamt für die 
einzelnen Haushaltsjahre zur Verfügung stehenden 
Mittel dies gestatten.
Zuwendungen für den Erwerb von Grundstücken wer­
den durch öffentlich-rechtlichen Vertrag (Zuwen­
dungsvertrag) gewährt, in dem die Anforderungen 
eines Wertausgleiches im Falle der Veräußerung zu 
berücksichtigen sind. Hierbei gelten die Vorschriften 
für Zuwendungen durch Bescheid sinngemäß.
Eine Ausfertigung des Bescheides erhält gegebenenfalls 
auch der Betreuer.

5.	 Gebühren
Für das Antrags- sowie das Auszahlungs-Verfahren 
werden keine Gebühren erhoben.

6.	 Auszahlung von Zuschüssen
Zuschüsse werden nach Vorlage der zur Auszahlung 
erforderlichen Unterlagen oder Nachweise unmittelbar 
von der Bewilligungsbehörde auf das vom Zuwen­
dungsempfänger angegebene Konto überwiesen.

7.	 Rückforderung der Mittel
7.1	 Die Bewilligungsbehörde kann Zuwendungsbescheide 

u. a. auch dann zurücknehmen oder ganz oder teilweise 
widerrufen und den Zuwendungsempfangenden zur 
Rückzahlung von Zuwendungen verpflichten, wenn
–	 mit Investitionsmaßnahmen, vor der Bewilligung 

der Förderung oder vor der behördlichen Entschei­
dung über eine Ausnahmegenehmigung begonnen 
worden war;

–	 ohne Zustimmung der Bewilligungsbehörde 
wesentlich von dem Investitionskonzept abgewi­
chen worden ist;

–	 über das Vermögen des Zuwendungsempfangenden 
das Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse 
eingestellt worden ist, bzw. bei Zwangsvollstre­
ckungsverfahren in das Betriebsvermögen;

–	 die ordnungsgemäße Bewirtschaftung oder die 
geschlossene Erhaltung des landwirtschaftlichen 
Betriebes nicht gesichert ist;

–	 der Verwendungsnachweis nicht ordnungsgemäß 
erbracht oder nicht rechtzeitig vorgelegt wird (vgl. 
Nummer 8);

–	 soweit geförderte Grundstücke, Bauten, bauliche 
Anlagen, Maschinen oder Geräte ohne Zustimmung 
der Bewilligungsbehörde veräußert, verpachtet oder 
nicht mehr dem Bewilligungszweck entsprechend 

verwendet werden, abgesehen von dem Fall der Ver­
äußerung oder Vermietung von Maschinen und 
Geräten im Rahmen einer ordnungsgemäßen Wirt­
schaftsführung.

8.	 Verwendungsnachweis für Zuwendungen nach 
Abschnitt I, A und B

8.1	 Der Nachweis über die Verwendung der Zuwendung 
gemäß Nummer 6 ANBest-P ist von dem Begünstigten 
spätestens sechs Monate nach Ablauf des Bewilligungs­
zeitraums zu führen.

8.2	 Dem Verwendungsnachweis sind beizufügen die

–	 Rechnungsunterlagen, die entsprechend den Posi­
tionen des Verwendungsnachweises zu ordnen und 
für jede Position gesondert auszurechnen sind und

–	 bei Landzukäufen der die Ankaufsfläche enthal­
tende Grundbuchauszug.

Bei Einschaltung eines Betreuers ist dieser bei der 
Erstellung des Verwendungsnachweises einzubinden 
und im Falle von baulichen Maßnahmen durch den 
Betreuer bestätigen zu lassen, dass die baulichen Maß­
nahmen entsprechend den Plänen durchgeführt wur­
den, die der Bewilligungsbehörde vorgelegt und von 
ihr gebilligt worden sind.

8.3	 Die Rechnungsunterlagen sind mindestens fünf Jahre 
für eine Prüfung bereitzuhalten.

9.	 Örtliche Kontrollen

Die Richtigkeit der Angaben und die Einhaltung der 
Förderungsvoraussetzungen werden durch die Bewilli­
gungsbehörde örtlich überprüft.

10.	 Publizität

An den geförderten Objekten sind bei Investitionen ab 
50 000,– Euro an geeigneter Stelle Erläuterungstafeln 
anzubringen. Einzelheiten können in Merkblättern 
geregelt werden.

11.	 Schlussvorschriften

Diese Richtlinien treten an die Stelle der Richtlinien 
der Freien und Hansestadt Hamburg über die Gewäh­
rung von Zuwendungen aus investiven Agrarförder­
programmen nach dem „Agrarförderprogramm 2015 
bis 2020“ der Freien und Hansestadt Hamburg vom 23. 
Februar 2016 (Amtl. Anz. 2016 S. 349) zuletzt geändert 
mit Bekanntmachung vom 30. August 2019. Sie gelten 
ab dem 1. Januar 2021. Nach Ablauf des 31. Dezember 
2022 können auf ihrer Grundlage keine Bewilligungen 
ausgesprochen werden. Beschlüsse des Planungsaus­
schusses für Agrarstruktur und Küstenschutz zu den 
Abschnitten A und B, die nach der Bekanntgabe dieser 
Richtlinie gefasst werden, gelten mit ihrem Wirksam­
werden als Bestandteil dieser Richtlinie.

Hamburg, den 19. Mai 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 904

Anlage 1

Bauliche Anforderungen

Teil A: Basisförderung

Teil B: Premiumförderung

Die Anlage wird bei Anträgen auf Förderung tierhal­
tungsbezogener investiver Maßnahmen den Antragstellern 
ausgehändigt.
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Anlage 2

Vergabe von Aufträgen

Zu Abschnitt III, Ziffer 3.

Als fachkundig, leistungsfähig und zuverlässig im Sinne 
dieser Richtlinien sind Anbieter anzusehen, wenn diese

–	 auf Grund ihrer geschäftlichen Ausrichtung und der 
damit verbundenen Qualifikation zur fachgerechten 
Erstellung des betreffenden Gewerkes imstande sind 
und/oder

–	 über entsprechende geeignete Referenzen verfügen und

–	 bisher bei der Abwicklung derartiger oder ähnlich gela­
gerter Vorhaben nicht negativ in Erscheinung getreten 
sind.

Hinsichtlich einer Vergabe nach wettbewerblichen 
Gesichtspunkten und zu wirtschaftlichen Bedingungen 
erfüllt grundsätzlich das preislich günstigere Angebot diese 
Anforderung. Davon kann im Einzelfall abgewichen wer­
den, wenn Wirtschaftlichkeit und/oder Vorteilhaftigkeit für 
den geförderten Betrieb dargelegt werden.

Anlage 3

Besondere Anforderungen

Dieser Teil der Anlage wird bei Anträgen auf Förderung 
entsprechender investiver Maßnahmen den Antragstellern 
ausgehändigt.

Anlage 4

Aufgaben des Betreuers

Die Anlage wird den Antragstellern auf Anfrage ausgehän­
digt.

Bekanntmachung der Enteignungsbehörde 
bei der Finanzbehörde

Die Enteignungsbehörde bei der Finanzbehörde gibt 
bekannt, dass sich ab dem 31. Mai 2021 die Anschrift der 
Enteignungsbehörde ändert:

Postanschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, und/oder 
Postfach 301741, 20306 Hamburg.

Besucheranschrift: 
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 23 - 16 90, 
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 92 - 30 80.

Aktuelle Hinweise zur Erreichbarkeit finden Sie stets 
unter:

https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11354430/

Bitte beachten Sie, dass Post, die an die Besucheran­
schrift adressiert ist, in der Regel nicht zugestellt werden 
kann.

Hamburg, den 26. Mai 2021

Die Finanzbehörde Amtl. Anz. S. 911

Bekanntmachung der Vergabekammer 
bei der Finanzbehörde

Die Vergabekammer bei der Finanzbehörde gibt 
bekannt, dass sich ab dem 31. Mai 2021 die Anschrift der 
Vergabekammer ändert:

Postanschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, und/oder 
Postfach 301741, 20306 Hamburg.

Besucheranschrift: 
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 23 - 16 90, 
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 92 - 30 80.

Aktuelle Hinweise zur Erreichbarkeit finden Sie stets 
unter:

https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11725152/

Bitte beachten Sie, dass Post, die an die Besucheran­
schrift adressiert ist, in der Regel nicht zugestellt werden 
kann.

Hamburg, den 26. Mai 2021

Die Finanzbehörde Amtl. Anz. S. 911

Online-Konsultation Planfeststellungs- 
verfahren „Oberflächenentwässerung“, 

 Beseitigung, Ausbau und Neubau 
von Gewässern sowie Errichtung eines 

Pumpwerkes mit Mahlbusen im Plangebiet 
des Bebauungsplans Finkenwerder 32

Im Rahmen der laufenden Online-Konsultation im vor­
genannten Verfahren (bekannt gemacht im Amtlichen 
Anzeiger vom 8. Dezember 2020 Nr. 105 S. 2498 f.) infor­
miert die Anhörungsbehörde darüber, dass die 2. Synopse 
verschickt werden wird. Die 2. Synopse nebst Anlagen ent­
hält die bisherigen Äußerungen der zur Teilnahme an dem 
ursprünglich vorgesehenen Erörterungstermin Berechtig­
ten sowie die entsprechenden Stellungnahmen des Vorha­
benträgers.

Die Online-Konsultation nach § 5 des Planungssicher­
stellungsgesetzes (PlanSiG) ersetzt dabei den sonst gemäß 
§ 73 Absatz 6 HmbVwVfG im Rahmen des Erörterungster­
mines stattfindenden mündlichen Austausch. Entspre­
chend erfolgte die Verschickung gemäß § 5 Absatz 4 Sätze 1 
und 3 PlanSiG ausschließlich gegenüber den zur Teilnahme 
am Erörterungstermin nach § 73 Absatz 6 HmbVwVfG 
Berechtigten.

Innerhalb des Zeitraums vom 7. Juni 2021 bis zum  
28. Juni 2021 wird den zur Stellungnahme Berechtigten 
erneut die Gelegenheit gegeben, sich schriftlich oder elek­
tronisch gegenüber der Anhörungsbehörde zu äußern, Post­
anschrift: Bezirksamt Hamburg-Mitte, Dezernat Wirt­
schaft, Bauen und Umwelt, Management des Öffentlichen 
Raumes, Wasserbehörde als Planfeststellungsbehörde, Caf­
famacherreihe 1-3, 20355 Hamburg; E-Mail-Adresse:

planfeststellungsbehoerde@hamburg-mitte.hamburg.de

Die Regelungen über die Online-Konsultation lassen 
den bereits eingetretenen Ausschluss von Einwendungen 
unberührt (§ 5 Absatz 4 Satz 4 PlanSiG).

Hinsichtlich der Gewährleistung der Anforderungen 
der Datenschutz-Grundverordnung wird auf die Geltung 
der Datenschutzerklärung des Fachamtes Management des 
öffentlichen Raumes verwiesen. Einzusehen unter:

https://www.hamburg.de/mitte/ 
datenschutzerklaerungen/13810446/ 

datenschutzerklaerung-fachamt-management- 
des-oeffentlichen-raumes/
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